
Anlaß, mit vagen Konstruktionen eine Begründung 
für den gegenteiligen Standpunkt zu versuchen.

Endlich sei auch noch auf die nirgends bestritte­
nen Tatsachen hingewiesen, daß bei der Frage nach 
der S t a a t s a n g e h ö r i g k e i t  eines Bürgers 
durch alliierte oder deutsche Behörden stets nur die 
Antwort „deutsche“ — nicht etwa: berlinische, 
brandenburgische, bayerische usw. — zugelassen 
wird. Deutsche Staatsangehörigkeit setzt aber das 
Bestehen eines deutschen Staates voraus.

3. Für die r e c h t l i c h e  S t e l l u n g  d e r  
L ä n d e r u n d  P r o v i n z e n  folgt aus vorstehen­
der Auffassung, daß sie nach wie vor Bestandteile 
eines noch vorhandenen deutschen Staates sind und 
daß sie ihre Maßnahmen nicht ohne Rücksicht auf 
dieses ihnen übergeordnete Gebilde treffen dürfen. 
Mag dieser Staat auch heute nur wenig Lebens­
äußerungen von sich geben und lediglich durch die 
Gesetzgebung des Kontrollrats unmittelbare rechts­
verbindliche Gesetze erlassen, mag auch ent­
sprechend der Deklaration vom 5. Juni 1945 (Ver­
ordnungsblatt S. 25) jeder der Alliierten Ober­
befehlshaber innerhalb seiner Besatzungszone die 
Autorität verkörpern und zu Anordnungen aller 
Art für seine Zone oder deren Teile befugt sein, so 
werden doch die Länder und Provinzen damit nicht 
von der Zugehörigkeit zu einem deutschen Staat 
entbunden und müssen im Rahmen der Anordnun­
gen der Alliierten in ihrer Gesetzgebung, Recht­
sprechung und Verwaltung diesem Umstande Rech­
nung tragen.

a) In den e h e m a l i g e n  L ä n d e r n  werden 
diese Verhältnisse dadurch verdunkelt, daß ein 
Wiederaufleben ihrer Eigenstaatlichkeit, vielleicht 
sogar die Wiedergewinnung ihrer Souveränität von 
der geschichtlichen Vergangenheit her begründet 
werden könnte. Die nicht mehr durch deutsche Be­
hörden wirksam werdende zentrale Reichsgewalt 
hat zunächst in denjenigen Zonen, in denen eine 
eigene deutsche Zonenverwaltung nicht besteht, den 
Eindruck bekräftigt, daß das Nichtvorhandensein 
deutscher Zentralbehörden und die gewaltige Be­
schränkung der Tätigkeit eines deutschen Staates 
automatisch den Zustand herbeigeführt hätte, der 
vor Bildung des Deutschen Reichs bestanden hat. 
Ja, wenn dann sogar der Fortfall des Reichs kraft 
debellatio angenommen wird, steht nichts im Wege, 
die Souveränität der deutschen Länder wieder in 
Anspruch zu nehmen. Schließt man sich aber den 
oben getroffenen Feststellungen an, so haben die 
Länder auch durch den Zusammenbruch des Reichs 
und durch die bedingungslose Kapitulation vom 
8. Mai 1945 ihre rechtliche Natur nicht verändert, 
sondern sind geblieben, was sie zu diesem Zeitpunkt 
waren: Gebietskörperschaften mit vom deutschen 
Gesamtstaat abgeleiteter Herrschaftsgewalt. Frei­
lich hat sich ihr Funktionskreis gegenüber der Zeit 
vorher außerordentlich erweitert, da die Reichs­
gewalt zwar nicht ihrem Wesen nach, wohl aber 
in ihrem sachlichen Bereich mangels eigener Organe 
überaus beschränkt ist.

b) Auch die R e c h t s s t e l l u n g  d e r  e h e ­
m a l i g e n  p r e u ß i s c h e n  P r o v i n z e n  e i n ­
s c h l i e ß l i c h  B e r l i n  klärt sich auf diese 
Weise zwanglos von selbst. Mit dem Untergang 
Preußens, das bereits mit dem sog. Neuaufbaugesetz 
vom 30. Januar 1934 seine Staatlichkeit verloren 
hatte, sind die Provinzen unmittelbar Gebietskörper­
schaften mit vom deutschen Staat abgeleiteten

Herrschaftsrechten geworden. Würde man für die 
ehemaligen Länder die Souveränität in Anspruch 
nehmen, käme man für Berlin und die ehemals preu­
ßischen Provinzen zu einer staatsrechtlich wider­
spruchslosen Lösung nur mit weltfremden unhalt­
baren Konstruktionen: sie wären dann gleichfalls 
mangels Fortfalls jeglichen übergeordneten Staats 
plötzlich selbst Staaten mit eigener Souveränität, 
mit eigenen Staatsangehörigen, selbständiger Ge­
bietshoheit usw. geworden. Diese Folgerung etwa 
für die Stadt Berlin, für die Provinzen Branden­
burg, Schleswig-Holstein usw. zu ziehen, wider­
spricht nicht nur der juristischen Vernunft, son­
dern auch der Grundauffassung der beteiligten Ver­
waltungen. Berlin und alle preußischen Provinzen 
befinden sich in der gleichen Rechtslage wie die 
deutschen Länder: als Gebietskörperschaften mit 
vom deutschen Staat abgeleiteter Herrschafts­
gewalt, aber de facto et de jure weit umspannender 
Zuständigkeit. Mir scheint diese zwanglos den poli­
tischen Anschauungen voll Rechnung tragende An­
sicht am einfachsten sowohl die Rechtsnatur wie 
die heutige Gleichstufigkeit von Ländern und ehe­
maligen preußischen Provinzen zu erklären.

HI. Diese vorstehenden Feststellungen lassen 
d e n U m f a n g d e s G e s e t z g e b u n g s r e c h t s  
d e r  L ä n d e r  u n d  P r o v i n z e n  näher be­
stimmen.

1. Zunächst ist unzweifelhaft, daß die Länder und 
Provinzen ihr bisheriges R e c h t s e t z u n g s ­
r e c h t  behalten haben und zwar sowohl nach In­
halt wie Form. Ein solches bestand für die Länder 
in den Landesgesetzen auf Grund der früheren 
Landesverfassungen, während die Provinzen nach 
den Provinzialordnungen Autonomie, d. h. das Recht 
zum Erlaß von Provinzialstatuten und -Satzungen 
besaßen. Da die Landesgesetze nach richtiger An­
sicht Rechtsverordnungen waren, sind sie es ge­
blieben. Auch die Rechtssetzungsgewalt der ehe­
mals preußischen Provinzen kann seit dem Fortfall 
Preußens in dem nicht ursprünglich auf Autonomie 
gestützten Bereich nur in derselben Weise erklärt 
werden. Insofern hat sich am Umfang des früheren 
Rechtsetzungrechts von Ländern und Provinzen 
nichts geändert.

2. Schwieriger ist die Bestimmung der Grenzen 
des den Ländern und Provinzen n e u a n g e w a c h -  
s e n e n  G e s e t z g e b u n g s r e c h t s .  Gemäß 
Befehl 110 vom Oktober 1945 hat z. B. der Oberste 
Chef der SMV. den Ländern und Provinzen das 
Recht übertragen, auf dem Gebiet der Legislative, 
der gerichtlichen und vollziehenden Gewalt Gesetze 
und Verordnungen mit Gesetzeskraft, auch rück­
wirkend zu erlassen. Diese Ermächtigung scheint 
auf den ersten Blick schier schrankenlos und weder 
am Reichs- noch am Völkerrecht noch sonstwo einer 
Begrenzung unterworfen zu sein. Tatsächlich aber 
zeigt sich bei näherer Nachprüfung, daß zwar auf 
Grund der genannten Ermächtigung an sich auch 
Reichsrecht künftig von den Ländern und Provin­
zen der sowjetischen Besatzungszone abgeändert 
werden darf, daß aber doch die Gesetzgebungs­
befugnis dadurch nicht unbeschränkt wird. Das 
oben erwähnte Gutachten der Leipziger Juristen­
fakultät trifft die hier in Rede stehende Frage 
nicht, weil es zeitlich vor der zitierten Ermächti­
gung vom Oktober 1945 fertiggestellt worden ist 
und weil es die Möglichkeit einer Ermächtigung 
durch den sowjetischen Oberbefehlshaber oder den
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